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An  
Die Bundeskanzlerin 
Frau Dr. Angela Merkel 
Willy -Brandt-Straße 1  
10557 Berlin 
 
 
 
Betrifft: Nichtanerkennung der Wahl in Honduras 
 
 
 
Zur Kenntnis den Fraktionen des Deutschen Bundestages und der Presse 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Kanzlerin, 
 
 
hiermit möchten die unterzeichnenden Organisationen die deutsche Bundesregierung 
auffordern, die umstrittenen Parlaments-, Regional- und Präsidentschaftswahlen in Honduras 
vom 29.11.2009 nicht anzuerkennen, wie die UNO, die Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) und zahlreiche lateinamerikanische Länder dies ebenfalls nicht tun. 
 
Wie der Bundesregierung sicherlich bekannt sein dürfte, spielte sich im Vorfeld der Wahl am 
28. Juni 2009 ein Putsch der herrschenden Oberschicht ab, in dessen Verlauf der 2005 
rechtmäßig demokratisch gewählte Staatspräsident Manuel Zelaya gewaltsam vom Militär 
außer Landes verschleppt wurde und verschiedene Minister und Funktionäre des Kabinetts 
Zelaya festgenommen wurden. Des weiteren wurden Medien, welche der inthronisierten 
illegalen und international nicht anerkannten Putschregierung unter Roberto Micheletti 
kritisch gegenüberstanden, vom Regime geschlossen oder durften nur unter strengsten 
Auflagen wieder auf Sendung gehen. 
An eine freie und unabhängige Berichterstattung war im Wahlkampf also nicht zu denken. 
 
Hinzu kommt, das während des Wahlkampfes für einige Zeit der Ausnahmezustand verhängt 
wurde, mit allen sich daraus ergebenden Konsequenzen. 
 



Demonstrationen wurden mit Polizeigewalt auseinander getrieben, seit dem Putsch hat es 
mehrere Hundert Verschwundene oder von der Polizei Verschleppte sowie mindestens 26 
Todesopfer gegeben. 
 
Während der rechtmäßige Präsident Zelaya an der Rückkehr gehindert wurde, sah er sich 
nach seiner heimlichen Rückkehr und seinem Asyl in der brasilianischen Botschaft mit 
Verhaftungsdrohungen aufgrund konstruierter Anklagen und Todesdrohungen konfrontiert.  
 
Da unter diesen Umständen alles andere, nur keine freie, demokratische Wahl stattfinden 
kann,(ersuchen wir die Bundesregierung darum, die „Wahlen“ in Honduras und die daraus 
hervorgehende Regierung nicht anzuerkennen. 
 
Hier steht auch die internationale Glaubwürdigkeit der Bundesrepublik auf dem Spiel. 
Wie Ihnen ja sicherlich (auch aus den Medien) bekannt ist, hat die peinliche und beschämende 
Verwicklung der deutschen Friedrich-Naumann-Stiftung in den Putsch das Ansehen unseres 
Landes auf internationaler Ebene, besonders in Lateinamerika, stark beschädigt. 
 
Wir haben die Zurückhaltung der Bundesregierung nach dem Putsch und die stillschweigende 
Duldung des Micheletti-Regimes mit großer Skepsis und Empörung registriert, während die 
Bundesregierung kurz davor noch keine Probleme damit hatte, die Vorgänge im Iran nach der 
Wahl lautstark zu kritisieren. 
 
Wenn sich die Bundesrepublik einen Rest an Glaubwürdigkeit sowohl auf internationaler 
Ebene (besonders in Lateinamerika) und bei den Bürgerinnen und Bürgern sowie der 
Zivilgesellschaft und  der demokratischen Opposition im eigenen Land erhalten möchte, so 
sollte endlich Farbe bekennen und klar und deutlich nein zu Wahlbetrug und gewalttätigen 
Regierungen sagen – und dies bitte grundsätzlich und nicht ideologisch selektiert! 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
 
i. A. Kay Hanisch 
(Sprecher der Bürgerbewegung Neue Richtung) 
 
 
 gez. Dr. Johannes Hertrampf     
(Bundesvorsitzender der Freiheitlichen Partei Deutschlands) 
 
 
gez. Heinz Hörter 
(Sprecher von Handwerk Mittelstand Freie Berufe e.V.)  
 
    
 
  


